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Überzogen
BETRIFFT: Stromimporte

Dass wir von Atom- und Koh-
lestrom wegkommen müssen, 
ist unbestritten. Dass aber Mi-
nisterpräsident  Kretschmann 
den Bau von 2000 Windkraft-
anlagen in den Staatswäldern 
von Baden-Württemberg for-
dert, scheint mir dann doch 
überzogen. 
Dazu müssten große Waldflä-
chen gerodet werden. Wald, 
der doch den Ruf eines sehr 
guten CO-Speichers hat. Dazu 
hat der Wald noch eine be-
sondere Funktion für die Nah-
erholung und den Arten-
schutz. Seine Forderung für 
mehr Solaranlagen auf den 
Dächern erscheint mir da 

plausibler. Durch die Nutzung 
der Dächer wird keine Natur 
zerstört und der Strom wird 
dort produziert, wo er ge-
braucht wird und nicht auf 
weit entfernten Höhenrü-
cken. 
Bei Nutzung aller geeigneten 
Dachflächen könnte der aktu-
elle Strombedarf gedeckt 
werden. Hinzu kommen die 
bestehenden WKA, Biogasan-
lagen und Wasserkraftwerke. 
Schlussendlich könnte man 
auch versuchen, noch mehr 
Strom einzusparen.

Bernhard Scherer 
St. Georgen

Kann nicht gewollt sein
BETRIFFT: »Drohen bis zu 12 000 Schließungen?« vom 
7. Januar auf der Seite Wirtschaft

Harter Lockdown – Werbeak-
tionen der Supermärkte und 
Discounter werden täglich 
mehr –  man versucht offen-
sichtlich, immer mehr Kunden 
in die Häuser zu locken, auch 
sehr stark mit Angeboten im 
Non-Food-Bereich. 
Macht das Sinn für die Gesell-
schaft? Absolut nicht! Hier 
sollte von der Politik streng 
auf die unverzichtbaren Le-
bensmittel (Food-Bereich) be-
grenzt werden. Während der 
klassische Einzelhandel, Ge-
schäfte und Krämermärkte 
mit sehr guten Hygienekon-
zepten geschlossen bleiben 

müssen, wird der Non-Food-
Bereich in den Supermärkten 
ungeniert immer stärker aus-
gebaut –  Gewinnmaximie-
rung! Hauptsache, die Leute 
werden in die großen Märkte 
gelockt – und die Politik 
schaut zu! Alle ab in den 
Supermarkt zum »Durchinfi-
zieren«, dort herrscht dichtes 
Gedränge, die Schlangen wer-
den immer länger. Das ist ja 
wohl nicht Sinn der Sache und 
kann von der Politik auch 
nicht so gewollt sein. 

Michael Haller 
Grosselfingen

Nicht verhältnismäßig
BETRIFFT: Milliardenstrafe für Boeing

Boeing wird wegen des betrü-
gerischen Komplotts zur Irre-
führung der US-Behörden zu 
einer Strafe von rund zwei 
Milliarden Euro verurteilt. Da-
bei ist wohl unbestritten, dass 
Boeing, um Entwicklungszeit 
zu verkürzen, eine fehlerhafte 
Software eingesetzt hat. Da-
durch sind 346 Menschen ge-
storben. Erschwerend kommt 
hinzu, dass nach dem ersten 
Absturz,  Boeing alle Vorwürfe 

von sich wies. Die USA ver-
urteilten den VW-Konzern zu 
einer Strafe von über 30 Mil-
liarden Euro, ebenfalls wegen 
des Einsatzes einer Betrugs-
software. Im Unterschied zu 
Boeing ist dadurch aber kein 
Mensch gestorben. Sind diese 
Strafen gerecht oder war es 
nur der Anfang eines Wirt-
schaftskrieges?

Peter Lehmann | Neuhausen

Hat sich abgezeichnet
BETRIFFT: Sturm auf das Capitol

Betrachtet man die Verhal-
tensweisen von Donald 
Trump in den vergangenen 
vier Jahren, braucht man sich 
nicht über den Sturm auf das 
Kapitol wundern. Dieses un-
sägliche Ereignis wurde von 
einem Mann im Weißen Haus 
angeheizt, dessen Aufgabe es 
eigentlich sein sollte, Schaden 
vom Volk abzuwenden.  
Die meisten Anhänger von 
Donald Trump sind davon 
überzeugt, dass ihrem großen 
Vorbild die Wahl gestohlen 
wurde.  Diese Lüge verbreitet 
der Präsident seit Wochen, 
obwohl es für einen Wahlbe-
trug nicht den kleinsten Hin-
weis gibt.
 Der Angriff auf das Kapitol 
und die amerikanische Demo-
kratie hat sich seit Wochen 
abgezeichnet. Diese Ereignisse 
konnten unter anderem nur 
geschehen, weil Trump sich 
die republikanische Partei ge-

fügig gemacht hat, und die ihn 
in weiten Teilen bedingungs-
los unterstützt. Diese Haltung 
der Republikaner kommt am 
besten zum Ausdruck in ihrer 
Verhaltensweise, in dem 100 
republikanische Abgeordnete, 
trotz des Angriffes auf das Ka-
pitol für eine nachtägliche 
Untersuchung der Präsident-
schaftswahl stimmten, was für 
eine Einstellung. 

Rudi Reichmann  
Bad Dürrheim

Donald Trump Foto: Lopez

te. Vielmehr hat die Bundes-
regierung in der Hand, wie 
die Menschen auf die Länder 
verteilt werden.«

Mehrere Kommunen haben 
sich über die Organisation 
Seebrücke als sogenannte si-
chere Häfen zur Aufnahme 
von Migranten bereiterklärt, 
darunter etwa Freiburg, Vil-
lingen-Schwenningen, Rot-
tenburg (Kreis Tübingen) 
oder Tuttlingen. 

Stuttgart. Baden-Württem-
berg wird nach Angaben des 
Innenministeriums voraus-
sichtlich rund 85 Menschen 
aus dem abgebrannten 
Flüchtlingslager Moria auf 
der griechischen Insel Lesbos 
aufnehmen. Die Bundesregie-
rung hatte sich Mitte Septem-
ber auf die Aufnahme von 
1553 Asylsuchenden in 
Deutschland verständigt.

Dem SPD-Landtagsabge-
ordneten Rainer Hinderer ist 
das zu wenig – und er nimmt 
vor allem die Grünen in der 
Landesregierung in die 
Pflicht: »Es zeigt sich ein wei-
teres Mal die Doppelmoral 
der Grünen«, sagte Hinderer  
in Stuttgart. »In Sonntagsre-
den preisen sie großzügig die 
Willkommenskultur, aber in 
der praktischen Regierungs-
verantwortung ist das Thema 
nicht wichtig genug, um sich 
mit dem Hardliner und CDU-

Innenminister Thomas Strobl 
anzulegen.«

»Nach Kenntnis des Innen-
ministeriums sind bis zum 10. 
Dezember 2020 aus der Perso-
nengruppe der 1553 an-
erkannten Schutzberechtig-
ten insgesamt 291 Personen 
nach Deutschland eingereist«, 
heißt es in der Antwort 
Strobls auf einen Antrag Hin-
derers. 35 Menschen seien 
bisher im Südwesten aufge-
nommen worden.

Zuerst nach Niedersachsen
Die übrigen Personen sollten 
verteilt auf neun Flüge vom 
28. Januar bis Ende März in 
Deutschland einreisen, hieß 
es weiter. Wegen der Corona-
Pandemie sowie weiterer Un-
wägbarkeiten wie Erkrankun-
gen könne es jedoch jederzeit 
zu Veränderungen im Zeit-
plan kommen. Zunächst wür-
den die Flüchtlinge im nieder-

sächsischen Grenzdurch-
gangslager Friedland unterge-
bracht, bevor sie auf die Län-
der verteilt werden.

»Es war ja schon ein Ar-
mutszeugnis, dass mit der 
CDU im Bund nur zu errei-
chen war, dass lediglich 1553 
Geflüchtete aus den griechi-
schen Lagern aufgenommen 
werden«, kritisierte Hinderer. 
»Die grün-geführte Landesre-
gierung setzt nun jedoch 
noch mal eins drauf.« Nach 
dem üblichen Verteilschlüssel 
für in Deutschland ankom-
mende Flüchtlinge hätte Ba-
den-Württemberg mehr als 
200 der Menschen aus Moria 
aufnehmen müssen, sagte er.  

Als »haltlos« bezeichnet der 
migrationspolitische Sprecher 
der  Grünen, Daniel Lede Abal 
(Wahlkreis Tübingen), die 
von der SPD vorgebrachte 
Kritik: »Nicht das Land ent-
scheidet über die Kontingen-

85 Moria-Flüchtlinge kommen
Asyl | SPD bemängelt  Anzahl / Unsicherheiten durch Pandemie

Integrationskurse sind 
eine gute Sache. Manfred 
Stehle gehen sie aber 
nicht weit genug. Vor al-
lem jugendliche Migran-
ten, die sich nicht mit den 
demokratischen Werten 
identifizieren wollen, blei-
ben auf der Strecke.
n Von Cornelius Eyckeler

Oberndorf. Die Integrations-
förderung jugendlicher Mig-
ranten in Bildung, Arbeit und 
Gesellschaft des Landes Ba-
den-Württemberg befindet 
sich laut Manfred Stehle auf 
einem guten Weg. Der frühe-
re Ministerialdirektor  im Mi-
nisterium für Integration und 
im Kultusministerium unter 
der damaligen grün-roten 
Landesregierung sieht den-
noch ein großes Problem, das 
es anzugehen gilt.

»Sorge bereiten muss  die 
Gleichgültigkeit, mit der viele 
jugendliche Migranten unse-
rer demokratischen Ordnung 
gegenüberstehen«, sagt der 
ehemalige Dezernent und 
Sprecher des Städtetages Ba-
den-Württemberg aus Alt-
hengstett (Kreis Calw) unse-
rer Zeitung. Vor allem bei ju-
gendlichen Muslimen fehle 
häufig die Bereitschaft, sich 
mit »unseren demokratischen 
Werten zu identifizieren und 
staatliche Institutionen zu res-
pektieren«.

Mit sogenannten Kursen in 

Staatsbürgerkunde könnte 
man  nach Stehles Auffassung 
das demokratische Grundver-
ständnis und die hier geltende 
Rechtsordnung noch besser 
näher bringen, um Parallelge-
sellschaften aufzuweichen 
und die Integration vor allem 
jugendlicher Migranten noch 
effektiver voranzutreiben. 
Anbieten könnten diese Kur-
se außerschulische Bildungs-
träger, insbesondere die 
Volkshochschulen. 

Diese würden, so die Idee, 
zusammen mit dem Land zu-
vor auch die Lerninhalte er-
arbeiten. »Wenn Land und 
Bildungsträger die Kursinhal-
te gemeinsam entwickeln, wä-
re ein Kursangebot, das den 
integrationspolitischen Zielen 
des Landes gerecht wird, ge-
währleistet.« So könnten sie 
»die bestehenden gesetzli-
chen Integrationskurse vor al-
lem für Neuzuwanderer sinn-
voll ergänzen,« sagt der ehe-
malige Amtschef.

Denn: Integrationskurse 
werden zwar vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge 
(Bamf) angeboten. Allerdings 
liegt der Schwerpunkt dort 
auf dem Sprachkurs, wo ent-
sprechende Barrieren im  all-
täglichen Leben ausgemerzt 
werden, wie im Beruf, bei der 
Betreuung oder beim Einkau-
fen. Erst der darauffolgende 
weniger intensive Orientie-
rungskurs behandelt etwa die 
deutsche Rechtsordnung, Ge-
schichte und Kultur sowie 
Werte, die in Deutschland 

wichtig sind. Für Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwach-
sene, die eine schulische Aus-
bildung aufnehmen oder ihre 
bisherige Schullaufbahn in 

Deutschland fortsetzen  be-
steht jedoch gar kein An-
spruch auf so einen Integra-
tionskurs, ist auf der Internet-
seite des Bamf nachzulesen. 
Genau diese Zielgruppe will 
Stehle aber ansprechen. 

Die Idee, Staatsbürgerkurse 
einzuführen, geisterte schon 
länger in seinem Kopf. Die 
Stuttgarter Krawallnacht im 
Juni hat Stehle noch mal be-
stärkt, hier dranzubleiben. 
Unter den vielen Randalie-
rern machten die Ermittler 
zahlreiche Jugendliche mit 
Migrationshintergrund aus. 
»Alleiniger Kompass für das 
friedliche Zusammenleben 

verschiedener Kulturen und 
Religionen ist das Grundge-
setz. Die Migranten, egal wel-
cher Herkunft, müssen wissen 
und lernen, dass sie nur als 
Demokraten zu uns gehören 
können«, macht Stehle deut-
lich.

So kann sich das langjähri-
ge SPD-Mitglied gut vorstel-
len, diese Kurse nicht nur auf 
freiwilliger Basis anzubieten. 
Ausländerbehörden oder 
Richter  könnten diese zusätz-
lich etwa im Rahmen einer 
Verurteilung verordnen. »Bei 
den jugendlichen Migranten, 
bei denen ernsthafte Zweifel 
an ihrer Verfassungstreue be-
stehen und die unsere demo-
kratische Ordnung aktiv be-
kämpfen, sollte eine gesetzli-
che Verpflichtung zur Kurs-
teilnahme in Erwägung 
gezogen werden.«

Ob sich diese Kurse auch 
eignen für Personen aus dem 
rechts- oder linksextremen 
Milieu, wo ebenfalls nicht sel-
ten die demokratische Grund-
ordnung angezweifelt oder 
auch komplett verachtet wird, 
will Stehle nicht ausschlie-
ßen, sieht den Fokus vorerst 
aber auf jugendliche Migran-
ten gerichtet. In anderen Bun-
desländern sind dem früheren 
Ministerialdirektor solche An-
gebote ebenfalls noch nicht 
bekannt. »Baden-Württem-
berg mit seinem hohen Anteil 
von Migranten und Muslimen 
könnte bei der Einführung 
der Kurse eine Vorreiterrolle 
übernehmen.«

Keine Lust auf hiesige Werte
Integration | Manfred Stehle schlägt zusätzliche Kurse für jugendliche Migranten vor

»Die Migranten, egal 
welcher Herkunft, müs-
sen wissen und lernen, 
dass sie nur als Demokra-
ten zu uns gehören kön-
nen.«

Manfred Stehle

Die Integrationskurse des Bamf reichen Manfred Stehle nicht aus. Foto: Kembowski

Flüchtlinge auf Lesbos flie-
hen vor den Flammen.


